
Hinweise zum Datenschutz 

(Informationen nach Artikel 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung) 

 

In der bayerischen Arbeitsgerichtsbarkeit werden Ihre personenbezogenen Daten in gesetz-

lich geregelten Verfahren verarbeitet. Mit den folgenden Hinweisen möchten wir Sie darüber 

informieren: 

 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wen-

den? 

 

a) Verantwortliche Stelle 

 

Ihre personenbezogenen Daten werden durch das Arbeitsgericht Augsburg, Frohsinn-

straße 2, 86150 Augsburg, E-Mail: poststelle@arbg-a.bayern.de, Tel.: 0821 71035-0 verar-

beitet. 

 

b) Ihr Ansprechpartner bei Fragen zum Datenschutzrecht: der behördliche Daten-

schutzbeauftragte 

 

Es gibt eine für den Datenschutz zuständige Person, an die Sie sich bei datenschutzrechtli-

chen Fragen wenden können: 

 

Datenschutzbeauftragter des Arbeitsgerichts Augsburg 

Arbeitsgericht Augsburg 

Frohsinnstraße 2 

86150 Augsburg 

E-Mail: datenschutz@arbg-a.bayern.de 

Tel.: 0821 71035-401 

 

Diese Person ist ausschließlich für datenschutzrechtliche Fragestellungen in Verwaltungsan-

gelegenheiten zuständig. Sie kann Ihnen keinerlei Auskunft zum Gerichtsverfahren geben und 

keine Rechtsberatung erteilen. 

 

 

2. Zu welchen Zwecken verarbeiten wir Ihre Daten und aufgrund welcher Rechts-

grundlagen? 

 

Ihre personenbezogenen Daten werden nur verarbeitet, soweit dies zur Wahrnehmung der 

Aufgaben der Arbeitsgerichtsbarkeit bzw. zur Erfüllung gesetzlicher Pflichten erforderlich ist 

oder Sie ausdrücklich eingewilligt haben. 

 

Rechtsgrundlage der mit der Erfüllung der Aufgaben und Befugnisse der Organe der Rechts-

pflege verbundenen Datenverarbeitungsvorgänge sind in erster Linie die einschlägigen Vor-

schriften der jeweiligen Verfahrensordnungen (etwa des ArbGG oder der ZPO), zudem Arti-

kel 4 Abs. 1 des Bayerischen Datenschutzgesetzes und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) der 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Besondere Kategorien personenbezogener Daten 
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(wie z. B. Gesundheitsdaten) werden von uns auf der Grundlage von Artikel 9 Absatz 2 Buch-

stabe f) DSGVO und der jeweiligen Rechtsgrundlagen verarbeitet, soweit dies im Rahmen 

unserer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Im Übrigen gilt ergänzend das Bayerische Da-

tenschutzgesetz und ggf. das Bundesdatenschutzgesetz. 

 

Nach Abschluss des Verfahrens können die Daten zur Erfüllung anderer gesetzlicher Pflichten 

verarbeitet werden, etwa um gesetzlichen Aufbewahrungspflichten nachzukommen. Zu ande-

ren als den genannten Zwecken werden Ihre personenbezogenen Daten nur weiterverarbei-

tet, wenn es eine gesetzliche Grundlage für die jeweilige Datenverarbeitung gibt, z. B. zur 

Wahrnehmung der Aufgabe einer anderen Behörde oder wenn Sie in eine solche Weiterver-

arbeitung vorher ausdrücklich eingewilligt haben. 

 

 

3. Aus welchen Quellen stammen Ihre personenbezogenen Daten? 

 

Ihre personenbezogenen Daten werden nicht nur bei Ihnen als betroffener Person erhoben, 

sondern auch bei anderen Stellen und Personen, z. B. bei Verfahrensbeteiligten oder Zeugen, 

Sachverständigen oder durch Anforderung von Auskünften oder Akten bei anderen Behörden 

und Gerichten. Die Rechtsgrundlagen hierfür ergeben sich insbesondere aus der maßgebli-

chen Verfahrensordnung. 

 

 

4. Wem gegenüber werden Ihre personenbezogenen Daten offengelegt? 

 

Ihre personenbezogenen Daten werden unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Drit-

ten gegenüber nur auf der Grundlage gesetzlicher Vorschriften offen gelegt oder wenn eine 

ausdrückliche Einwilligung Ihrerseits vorliegt. 

 

a) Innerhalb der Gerichte erhalten nur diejenigen Personen Zugang zu Ihren personenbe-

zogenen Daten, die mit der Durchführung des Verfahrens oder nach dessen Abschluss 

mit der Führung und Aufbewahrung der Verfahrensakten betraut sind, sowie die Gerichts-

verwaltung im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben, z. B. Richterinnen und Richter, Kos-

tenbeamte und Schreibkräfte. 

 

 Für die Erledigung unserer Aufgaben benutzen wir IT-gestützte Fachverfahren (Soft-

ware), in die Ihre Daten eingegeben werden. Dabei arbeiten wir auf gesetzlicher Grund-

lage auch mit anderen Stellen der Landesverwaltung zusammen, die personenbezogene 

Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Diesen werden Ihre personenbezogenen Daten, 

soweit erforderlich, offengelegt. 

 

 In Verfahren, in denen Kosten anfallen, können wir Ihre Daten im notwendigen Umfang 

an die Staatsoberkasse Landshut übermitteln, damit diese ihrer Aufgabe der Beitreibung 

von Kosten nachkommen kann. 

 

b) An Stellen außerhalb der Arbeitsgerichtsbarkeit übermitteln wir personenbezogene Daten 

im Einzelfall, soweit es für unsere oder deren Aufgabenerfüllung erforderlich ist, etwa an: 
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- Beteiligte des Verfahrens, in dem Ihre personenbezogenen Daten erhoben worden 

sind, soweit es für die Durchführung des Verfahrens erforderlich ist; 

- nach der jeweiligen Verfahrensordnung in einem Verfahren hinzuzuziehende Perso-

nen, z. B. Sachverständige, Dolmetscher und Zeugen, soweit es für die Durchführung 

des Verfahrens erforderlich ist; 

- andere Gerichte, soweit es für unsere oder deren Aufgabenerfüllung erforderlich ist; 

- Behörden zu unserer und zu deren gesetzlicher Aufgabenerfüllung, etwa an die 

Agentur für Arbeit; 

- andere Personen, die nach der jeweiligen Verfahrensordnung akteneinsichts- oder 

auskunftsberechtigt sind. 

 

 

5. Wie lange speichern wir Ihre personenbezogenen Daten? 

 

Personenbezogene Daten, die im Rahmen eines Verfahrens erhoben wurden, werden in die 

Verfahrensakten aufgenommen. Die Speicherfristen für die Verfahrensakten bestimmen sich 

nach der Aufbewahrungsverordnung. Die Aufbewahrungsfristen sind entsprechend der Erfor-

dernisse in den verschiedenen Verfahrensarten unterschiedlich lang. 

 

 

6. Sind sie verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen? 

 

Grundsätzlich müssen Sie nur die Daten bereitstellen, die für die ordnungsgemäße Durchfüh-

rung des Verfahrens erforderlich oder zu deren Erhebung wir nach anderen Gesetzen ver-

pflichtet sind. 

 

Besteht nach der maßgeblichen Rechtsgrundlage eine Pflicht zur Bereitstellung Ihrer perso-

nenbezogenen Daten, richten sich die Rechtsfolgen einer Verletzung dieser Pflicht nach deren 

Regelungen. 

 

 

7. Ihre Rechte als betroffene Person 

 

Wenn im jeweiligen Einzelfall die Voraussetzungen vorliegen, haben Sie nach der DSGVO 

folgende Rechte: 

 

a) Recht auf Auskunft, Artikel 15 DSGVO 

 

Gemäß Artikel 15 Absatz 1 DSGVO haben Sie das Recht auf Auskunft darüber, ob wir Ihre 

personenbezogenen Daten verarbeiten. Ist dies der Fall, haben Sie Anspruch auf weitere In-

formationen (Artikel 15 Absatz 2 DSGVO). Das Auskunftsrecht wird durch das Recht Dritter 

am Schutz Ihrer personenbezogenen Daten beschränkt (Artikel 15 Absatz 4 DSGVO). 

 

b) Recht auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung, Arti-

kel 16, 17 und 18 DSGVO 
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Sie haben nach Artikel 16 DSGVO das Recht, unverzüglich die Berichtigung unrichtiger Daten 

und die Vervollständigung unvollständiger Daten - auch mittels einer ergänzenden Erklärung 

- zu verlangen. 

 

Ein Recht auf Löschung personenbezogener Daten steht Ihnen nach Maßgabe des Artikels 17 

DSGVO insbesondere dann zu, wenn die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht 

oder nicht mehr zulässig ist. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn die Aufbewahrungsfristen für 

die betreffenden Verfahrensakten abgelaufen sind, wobei wir die Akten in diesem Fall ohnehin 

von Amts wegen unaufgefordert vernichten. 

 

Unter den Voraussetzungen von Artikel 18 DSGVO besteht ein Recht auf Einschränkung der 

Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten. 

 

c) Recht auf Widerspruch, Artikel 21 DSGVO 

 

Sie haben gemäß Artikel 21 DSGVO - soweit nicht eine gesetzliche Verpflichtung zu bestimm-

ten Angaben geltend gemacht wird - das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen 

Situation ergeben, gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten Wi-

derspruch einzulegen. Wir dürfen in einem solchen Fall die Verarbeitung Ihrer Daten nur fort-

setzen, wenn ein zwingender Grund vorliegt. Ein zwingender Grund kann sich insbesondere 

aus Gesetzen ergeben, die der Verarbeitung zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi-

gung von Rechtsansprüchen dienen oder uns zur fortgesetzten Verarbeitung zwingen, z. B. 

gesetzliche Aktenaufbewahrungsfristen oder anderen besonderen gesetzlichen Regelungen. 

 

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, werden wir prüfen, ob die 

gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die genannten Rechte stehen in einem Ver-

fahren unter dem Vorbehalt der jeweils geltenden Rechtsgrundlage, insbesondere der Ver-

fahrensordnung, die zur Sicherung einer sachgerechten Verfahrensdurchführung und im Inte-

resse der Verfahrensbeteiligten besondere Regelungen und Einschränkungen vorsehen kön-

nen. 

 

 

8. Ihr Recht auf Beschwerde beim Landesbeauftragten für Datenschutz, Artikel 77 

DSGVO 

 

Soweit die Gerichte in Verwaltungsangelegenheiten, also nicht rechtsprechend, tätig werden, 

können Sie sich mit einer Beschwerde auch an den Bayerischen Landesbeauftragten für den 

Datenschutz wenden. Diesen können Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen: 

 

Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz (BayLfD) 

Wagmüllerstraße 18 

80538 München 

E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de 

Internet: www.datenschutz-bayern.de 

Tel.: 089 212672-0 
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